
Bundessozialgericht

AE:.=
-.
5-3353.99159.

Verkündet am
28° Januar 4974

Im Namen des Volkes

_ Urteil

in dem Rechtssheü

Klägerin und Revisionsbeklagte,

—Prozeßbevollmäcktigter: ’ '

g e g e n

Bundesknappschaft, Bochum, Pieperstraße 1G—28,
‘ Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 5; Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 28° Januar 4971 durch

Senatspräsident Dr° Dapprich
—Vorsitzender—‚

_
Bundesrichter S c h r 6 d e r ‚

_Bundesrichter M a y ,
Bundessozialrichter F 0 x _

und
'Bundessozialrichtör G e b a u e r

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—EEstfalen voml
19° August 1969 wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat der Klägerin auch die außergericht—

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten°
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Unter den Beteiligten ist streitig, ob die Beklagte der

Klägerin‚ die im Jahre 4940 die amerikanische Staatsbürger"

schaft erworben hat und sich ständig in den USA aufhält‚

eine Witwenrentenabfindung nach 5 85 Abs° 2 Reichsknapp—

schaftsgesetz (EKG) zu zahlen hato

Die Klägerin war in erster Ehe mit W‘ M ? verhei—
ratet, für den in der Zeit zwischen November 4924 bis

' Mai 4929 Beiträge zur Ruhrknappschaft und zur Aachener
Knappschaft erbracht werden sind° Im Jahre 4929 wanderte

das Ehepaar nach den USA aus, wo der Ehemann

4957 verstorben ist°

Mit Bescheid vom 4@; Januar 4966 gewährte die Beklagte

der Klägerin ab 40 Oktober 4964 die Witwenrente aus der

knappschaftlichen Rentenversicherung, deren Beginn später

von Amts wegen auf den 4° August 4957 vorverlegt wurde°

Das Besoheidformular enthält u„a° folgende Absätze:

"Die Witwenrente wird bis zum Ablauf des Monats

gezahlt, in dem Sie wieder heiraten oder sterben„

‘Im Falle der Wiederheirat erhalten Sie eine Abfindung°

Diese beträgt das Fünffache des Jahresbetrages der

bisher bezogenen Rente° Unabhängig davon‚ ob die Ab-'

findung gezahlt ist oder nicht‚ lebt der Anspruch auf

Witwenrente mit Ablauf des Monats‚ in dem die neue

Ehe ohne Ihr alleiniges oder überwiegendes Verschulden

aufgelöst oder für nichtig erklärt wird‚ wieder aufo“

Am 28° August 4967 heiratete die Klägerin den Rentner

L H ‘" ' und beantragte, die Witwenrente abzufinden°

Diesen Antrag lehnte die Beklagte unter Berufung auf das
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Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 50 Februar 4966

— 4 RJ 587/64 — (BSG 24, 227 ff) mit der Begründung ab, an
Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet eines

Staates haben, mit dem kein allgemeines zwischenstaatliches

Sozialversicherungsabkommen bestehe oder der nicht zu den

Mitgliedsstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

gehöre, könne eine Zahlung der Witwenrentenabfindung nicht
erfolgen° Der dagegen eingelegte Widerspruch wurde zurück—

gewiesen° Die Klägerin wurde darauf hingewiesen, daß auch

an eine deutsche Staatsangehörige die Witwenrentenabfindung

bei einem Aufenthalt in den USA nicht gezahlt werden könne°

Die dagegen erhobene Klage war vor dem Sozialgericht (SG)

Dortmund (Urteil vom 45° September 4968} und vor dem Landes—

sozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen (Urteil vom 49° August
4969} erfolgreich° Das SG glaubt, dem genannten Urteil des BSG

vom 50 Februar 4966 nicht folgen zu können; das LSG ist der

Ansicht, daß in dem Hinweis im Bescheid vom 44° Januar 4966,

die Klägerin erhalte im Falle der Wiederheirat eine Abfindung,

ein Leistungsversprechen unter einer Bedingung zu erblicken sei°

Dieses Versprechen habe die Beklagte einzulösen, nachdem die

‚Bedingung, nämlich die Wiederheirat‚ eingetreten sei, Das LSG

sieht sich in seiner Auffassung, daß die Beklagte an ihr Leistungs—

vcrsprechen bzw° an ihre Zusage gebunden ist, durch ein Urteil

des erkennenden Senats vom 29° Mai 4969 — 5 RKn 54/65 — (SozR

Nr. 5 zu % 4585 Reichsversicherungsordnung —RVO—)bestärkt,

Der Grundsatz des Vertrauensschutzes verlange, daß solche Zu—
sagen eingehalten werden, zumal der Entschluß zur’Wiederheirat

häufig von der Aussicht, in den Genuß der Witwenrentenabfindung

zu gelangen, mitbestimmt werde° Gegen das Urteil hat das LSG

die Revision zugelassen,

Die Bekla■e macht mit der von ihr eingelegten Revision geltend,

der Bescheid vom 44° Januar 4966 habe ausschließlich eine Rege-

lung bezüglich der Feststellung der Witwenrente getroffen, wie

sich auch aus der Überschrift dieses Bescheides ergebe° Der in
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diesem Bescheid enthaltene Hinweis "Im Falle der Nieder—

heirat erhalten Sie eine Abfindung" könne zu keiner anderen

Beurteilung führen, denn über eine damals gar nicht beanw

tragte Witwenabfindung habe sie (die Beklagte) damals nicht

zu befinden gehabt° Nur eine mit dem Willen der Bindung ge—

machte Zusage, die eine rechtmäßige Maßnahme in Aussicht

stelle, könne unter dem Gesichtspunkt des Vertrauens—

schutzes bindend seino Die Bindungswirkung des Bescheids

vom 440 Januar 4966 beziehe sich nur auf den Bescheidaus—

spruch, also auf das, worüber entschieden werden sei, und

das sei die Witwenrente gewesen„ Die Frage der Zahlung einer

Witwenrentenabfindung in das Ausland sei auch erst durch

die Recht5prechung des BSG im Urteil vom 5° Februar 1966
höchstrichterlich geklärt wordeno Selbst wenn

hinsichtlich

einer Hitwenrentenabfindung ein bindendes Versprechen ange—

nommen werden könnte, stelle das Urteil vom 50 Februar 4966

eine ein solches Versprechen aufhebende Änderung dar° Erst '

nach diesem Urteil habe nämlich festgestanden‚ daß ein

einer gesetzlichen Vorschrift widersprechendes Versprechen

abgegeben worden sei‚ und an ein solches Versprechen könne

keine Bindung bestehen°

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil sowie das Urteil
‘

des Sozialgerichts Dortmund vom 450 September

4968 aufzuheben und die Klage abzuweisen°

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen‚
.

hilfsweise die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an die Vorinstanz zurückzu—
verweisen°
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Die Klägerin ist der Ansicht? die Mitteilung über die Abfindung

stehe in unmittelbarem Zusammenhang mit der Rentengewährung und

werde daher von der Bindungswirkung des Bescheids miterfaßta Sie

habe den Zweck, daß sich die Rentenberechtigte auf die mit der
Wiederverheiratung gegebene Rechtsfolge einstelle, und sei in den

Rechtsfolgen einer auf Anfrage ergangenen behördlichen Auskunft

gleichzuachten° Es komme nicht darauf an‚ ob die Beklagte den

Willen gehabt habe3 eine bindende Auskunft oder Zusage zu geben‚

denn maßgeblich sei der erklärte Wille, wie ihn die Klägerin nach

Treu und Glauben Verstehen durfte° Diese habe die Erklärung nur

so auffassen können, daß sich aus ihr unmißverständlich der Wille

der Beklagten ergab7 ihr im Falle der Wiederheirat eine Abfindung

in Höhe des fünffachen Jahresbetrages der zuletzt bezogenen Rente

zu zahlen„ Selbst wenn man der Ansicht wäre, das öffentliche Inte—

resse am Vollzug eines Gesetzes habe größeres Gewicht als der Ver—

trauensschutz, könne dem Antrag der Beklagten nicht entsprochen

werden, weil insoweit noch in tatsächlicher Hinsicht nachgeprüft

werden müsse‚ ob und inwieweit die Klägerin auf Grund der Zusage

Dispositionen getroffen habe, die nicht mehr oder nur unter erheb—

lichen Nachteilen rückgängig gemacht werden können, und ob sie in

ihren wirtschaftlichen Verhältnissen durch die Nichteinhaltung der

Zusage getroffen werde und dieses zu nahezu untragbaren Verhält—

nissen für sie führe°

II

Die Revision der Beklagten ist zwar zulässig, jedoch nicht

begründet°

Die Klägerin hat Anspruch auf Zahlung der Witwenrentenabfindung,

wie das LSG zutreffend entschieden hat° Die Witwenrente der Kläge—

rin ist ‚zwar mit Ablauf des Monats, in dem diese wieder geheiratet

hat, weggefallen (@ 85 Abs„ 4 RKG = 5 4294 Abs„ 4 EVO)° Nach 5 83
Abs° 2 RKG (= 5 4502 RVG) steht ihr jedoch das Fünffache des
Jahrésbetrages der bisher bezogenen Rente als Abfindung zu°
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Die Voraussetzungen des 5 85 Abs° 2 EKG (= S 1502 EVO)

sind - ihrem Wortlaut nach — erfüllt„ Die Klägerin ist

“Berechtigte" im Sinne dieser Vorschrift; denn ihr stand

auf Grund des bindend gewordenen Bescheids der Beklagten

vom 44° Januar 4966 Anspruch auf Witwenrente zuo Da die

Klägerin wieder geheiratet hat, ist auch die weitere ‘

Voraussetzung dieser Vorschrift erfüllt° '

Zweifel an dem Bestehen dieses Anspruchs könnten allenfalls

deshalb bestehen, weil es sich hier um einen Fall mit

Auslandsberührung im Sinne des Internationalen Sozialver—

sicherungsrechts handelt, da die Klägerin im Zeitpunkt

der Wiederheirat nicht die deutsche Staatsbürgerschaft be—
saß und auch heute nieht besitzt, die Wiederheirat außer—

halb des Gebietes der Bundesrepublik Deutschland und West—

Berlins erfolgt ist und die Klägerin in diesem Zeitpunkt

ihren Wohnsitz in den Vereinigten Staaten hatte und aueh

heute noch hat° Der Senat neigt zu folgender Auffassung:

Da sich der erhobene Anspruch ausschließlich auf Beiträge

stützt, die auf Grund einer Beschäftigung des Versicherten

im Gebiet der heutigen Bundesrepublik Deutschland und West—

Berlins entrichtet worden sind, ist er trotz des Auslands—

aufenthalts und der ausländischen Staatsbürgerschaft der

Klägerin entstanden° Das im Sozialversicherungsreoht

herrschende Territorialprinzip als eines Grundsatzes des
Internationalen Sozialversicherungsrechts beschränkt sich,

*$oweit sein Wirkungsbereich nicht gesetzlich erweitert

ist, Ä—im Rentenversicherungsrecht-auf die Beantwortung

der Frage, ob für eine Beschäftigung Versicherungspflicht

besteht und beantwortet diese Frage dahin, daß für die

Versicherungspflicht weder die Staatsangehörigkeit des
Beschäftigten und des Unternehmers noch deren Wohnsitze

von Bedeutung sind, sondern allein, ob der Beschäftigungs—

ort sich im Inland befindet° Das Territorialprinzip beruht

-'7..
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auf dem Gedanken, daß der die Versicherungspflicht begründende

Gesetzeszwang notwendigerweise an den Grenzen des Landes endet°

Darin erschöpft sich aber von jeher sein Anwendungsbereich, so—

weit nicht wegen des Auslandsaufenthalts des Berechtigten ein

Ruhen des an sich bestehenden Anspruchs angeordnet ist (55 405 ff

RKG (= @@4545 ff EVO)° Der Beschäftigungsort ist also bei
Auslandsberührung der "Anknüpfungspunkt" im Sinne des Internatio—

nalen Sozialversicherungsrechts° Sind Pflichtbeiträge auf Grund

einer auf dem Gebiet der heutigen Bundesrepublik Deutschland oder

West—Berlins erfolgten Beschäftigung entrichtet worden, so hängt

daher das Entstehen eines Leistungsanspruchs weder davon ab,

ob der Versicherte oder seine Hinterbliebenen deutsche Staatsan—

gehörige oder ausländische Staatsangehörige sind, noch davon, ob

der Versicherungsfall oder das sonstige, eine Leistung auslösen»

de Ereignis innerhalb der Grenzen der Bundesrepublik Deutschland

oder West—Berlins oder aber außerhalb dieser Grenzen eintritt,

noch davon, ob der Versicherte oder seine Hinterbliebenen in

diesem Zeitpunkt ihren Wohnsitz innerhalb der Bundesrepublik

Deutschland oder Vest—Berlins oder außerhalb dieses Gebietes habeno

Das gilt allerdings nur für den Normalfall° Abweichendes gilt

zum Teil wegen der erforderlichen Berücksichtigung der Teilung

Deutschlands, wenn der Versicherte oder seine Hinterbliebenen in

das Sozialversicherungssystem eines anderen Teils Deutschlands

eingegliedert sind° Auch gilt zum Teil etwas anderes nach Fremd—

rentenrecht und EWG—Recht° Auch soweit dies nicht der Fall ist,

sind die entsprechenden Sozialversicherungsabkommen zu berück-
sichtigen° Im vorliegenden Fall kommen derartige Sonderregelungen

jedoch nicht in Betracht, insbesondere enthält der deutsch—

amerikanische Freundschafts—, Handels— und Schiffahrtsvertrag

vom 29° Oktober 4954 nichts, was diesen Grundsätzen widersPricht,

sondern bestätigt sie zum Teil sogar°

Allerdings gelten auch für den Normalfall die Ruhensvorschriften

der 55 405 ff EKG (= @@4545 ff EVO), die die Frage des Rubens

.—8—
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bei Auslandsaufenthalt regeln° Diese Vorschriften setzen

als Ruhensvorschriften voraus, daß der Anspruch als

solcher entstanden ist° Sie sind zwar auch Ausdruck des

Territorialprinzips in einem weiteren Sinne, doch haben

sie lediglich die in diesen Vorschriften angeordnete

beschränkte Wirkungo Nach diesen Vorschriften ruht die
Rente grundsätzlich, solange sich der Berechtigte außer—

halb des Bundesgebietes und West—Berlins aufhälto Diese

Vorschriften gelten allerdings nur für Renten, d„h„ für

diesen Standardtyp rentenversicherungsrechtlicher wieder—

kehrender Leistungen; sie betreffen nicht das Renten—

Stammrecht, sondern lediglich die sich aus dem Stammrecht

ergebenden wiederkehrenden Einzelleistungen° Dieses

Ruhen hat zur Folge, daß die während des Auslandsaufent—

halts fällig werdenden Einzelleistungen nicht auszuzahlen

sind, auch dann nicht, wenn der Berechtigte später ins

Inland; zurückkehrt, und die von da ab fälligen Einzel—
leistungen zu zahlen sindo Andere Leistungen ruhen nach

dem Yortlaut dieser Vorschriften nicht, sind also auch bei

Auslandsaufenthalt zu azahléno Doch wird man diese Vor—

schriften wohl auf sonstige wiederkehrende Binzelleistun—

gen entsprechend anzuwenden haben° Der Senat neigt darüber

hinaus zu der Auffassung, daß diese Vorschriften auch auf
‚die Witwenrentenabfindung entsprechend anzuwenden sind°

Denn bei der Witwenrentenabfindung handelt es sich, wenn

auch nicht rechtlich, so doch wirtschaftlich um im voraus

zu zahlende wiederkehrende Reutenleistungen° Ob und in;

wieweit diese Vorschriften auf sonstige Leistungen ent—

sprechend anzuwenden sind, brauchte hier_nicht geprüft

zu werden° Da die Klägerin Ausländerin ist, würde die
Witwenrentenabfindung bei einer entsprechenden Anwendung

des 5 105 RKG (= 5 4515 RVG) zwar nicht zu zahlen sein,
weil sich die Klägerin freiwillig gewöhnlich außerhalb

der Bundesrepublik Deutschland und West—Berlins aufhält,

doch ist die Klägerin nach Art° IV Nr° 2 des deutsch—

_ 9 _
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amerikanischen Freundschafts—, Handels— und Schiffahrtsvertrages

vom 29° Oktober 4954 einer deutschen Staatsangehörigen gleich zu

behandeln° Dies aber bedeutet, daß nicht 5 405 EKG (= 5 4545 EVO),

sondern die für deutsche Staatsangehörige geltenden 55 407 ff EKG
(= 55 4547 ff EVO) entsprechend anzuwenden sind° Nach 5 407 EKG

(= 5 4547 EVO) ruht allerdings auch die Rente eines Deutschen,

solange er sich außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und

WestéBerlins aufhält, allerdings nur, ”soweit sich aus den folgen—

den Vorschriften nichts anderes ergibt"° Nach der dem % 407 EKG

(= 5 4547 EVO) folgenden Ausnahmevorschrift — 5 408 Abs° 4 EKG

(= 5 4548 Abs° 4 EVO) — wird die Rente auch für Zeiten des Auf-

enthalts im Ausland gezahlt, soweit sie auf im Gebiet der heutigen

Bundesrepublik Deutschland und West—Berlins zurückgelegten Ver—

sicherungszeiten beruht° Da die @@408 ff EKG (= 5 4548 ff EVO)

Ausnahmevorschriften zu 5 407 EKG (= 5 4547 EVO) sind, können sie

nicht anders angewandt werden als die Grundsatzvorschrift des

5 407 EKG (= € 4547 EVO) selbsto Dies bedeutet, daß auch diese
Vorschriften auf die Witwenrentenabfindung entsprechend anzuwen—

den sind„ Dies hat zur Folge, daß die Klägerin Anspruch auf Aus—

zahlung der Uitwenrentenabfindung hat, da dieser Anspruch aus—
schließlich auf Versicherungszeiten beruht, die im Gebiet der

heutigen Bundesrepublik Deutschland zurückgelegt sind°

Der 4° Senat des BSG ist in zwei Urteilen v0m 50 Februar 4966

(BSG 24, 227 ff) und vom 44° Oktober 4970 — 4 EJ 204/70 — zu
einer abweichenden Auffassung gelangte Der 5, Senat des BSG hat

dagegen in seinem Urteil vom 280 August 4970 (SozR Nro 24 zu
5 584 EVO) entschieden, daß Rentner, die sich gewöhnlich im Aus—

land aufhalten und dort privat gegen Krankheit versichert sind,

auch dann von ihrem Rentenversicherungsträger einen Zuschuß zu
ihrem Krankenversicherungsbeitrag nach 5 584 Abs° 4 EVO erhalten

können, wenn sich dies nicht aus einer zwischen— oder überstaat—

lichen Regelung ergibt; die Vorschriften über die Zahlung von
Leistungen der Rentenversicherung bei Auslandsaufenthalt ständen

dem nicht entgegen° Der 42° Senat des BSG hat Zweifel an der Auf—

fassung des 4° Senats erkennen lassen° Er hat am 27° Januar 4974

_/]O_
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in der Sache 12 RJ 90%7o beschlossen, beim 4° Senat des

BSG anzufragen, ob er an seiner Auffassung festhalten Wille

Auch der erkennende Senat war wegen des Urteils des 4„ Senats

gehindert, eine seiner Auffassung entsprechende Entscheidung

'zu treffen° Von der Einleitung eines Verfahrens nach @ 42

_
des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) konnte er jedoch absehen,

weil sich die Verpflichtung der Beklagten zur Zahlung der

Witwenrentenabfindung auch aus der der Klägerin in dem

Witwenrentenbescheid vom 44° Januar 4966 gemachten Zusage

ergibt, ' ' ' ' “

' In diesem Bescheid hatte die Beklagte gegenüber der
Klägerin darauf hingewiesen, daß die festgestellte Witwen-

rente bis zum Ablauf des Monats gezahlt wird in welchem

die Klägerin wieder heiratet oder stirbt° Weiter heißt es

dort: ““Im Fall der Riederheirat erhalten Sie eine Abfin-

dung° Diese beträgt das Fünffache des Jahresbetrags der bis—

her bezogenen Rente”o Diese letztere Erklärung kann nicht

als eine bloße Erläuterung der Rechtslage, sondern muß nach.

ihrem eindeutigen Wortlaut als eine der Klägerin gegebene

Zusage aufgefaßt werden, ihr bei Wiederheirat die Witwen—

rentenabfindung gewähren zu wollen, Das LSG hat verfahrensn

fehlerfrei festgestellt, daß die Beklagte mit dieser Er—

klärung ein bindendes Leistungsversprechen abgeben wollte°

Man darf zudem nicht übersehen, daß diese Erklärung nicht

nur der damaligen maßgebenden Verwaltungsübung entsprach,

sondern auch, daß die Beklagte ein Interesse daran hatte,

der Klägerin die Sicherheit zu geben, bei Wiederheirat

anstelbe der fortfallenden Witwenrente eine Witwenrenten—

abfindung zu erhalten°

Das Rechtsinstitut der Zusage, eine gesetzlich vorgeschriew '

bene Leistung gewähren zu wollen, kann auf dem Gebiet der

‚Rentenversicherung nur mit der erforderlichen Zurückhaltung

anerkannt werden, da bei einer weiten Anerkennung dieses

_ qq _
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Rechtsinstituts das gesetzlich vorgeschriebene Feststellunge—

verfahren entwertet werden würde° Doch bestehen solche Be—

denken im vorliegenden Fall nicht, weil die Zusage von
einem.

vom Willen der Zusageempfängerin abhängigen zukünftigen unge—

wissen Ereignis abhängig war und die Beklagte im Zeitpunkt der

Abgabe der Zusage noch keinen Feststellungshescheid über die

Gewährung einer Witwenrentenabfindung erteilen konnte° Anderer—

seits aber bestand ein Bedürfnis, der Klägerin schon zu diesem

Zeitpunkt die Sicherheit zu geben, daß sie im Falle ihrer
Wiederheirat anstelle der wegfallenden Witwenrente eine Witwen—

rentenabfindung erhalten würde° Es wird zwar vielfach die Auf—

fassung vertreten, daß eine Zusage auf Gewährung einer gesetz—

lich vorgeschriebenen Leistung nicht bindend sein könne, wenn

diese Leistung rechtswidrig sei, Es bedarf hier keiner ab—

schließender Entscheidung dieser Frage° Denn der Senat ist der

Auffassung, daß jedenfalls dann, wenn die Frage, ob die durch

Zusage gewährte Leistung rechtswidrig ist oder nicht rechts—

widrig ist, ernsthaft zweifelhaft ist, eine solche Zusage aner—

kannt werden kanno Das aber ist vorliegend der Fall; denn die

Frage, ob eine Witwenrentenabfindung ins Ausland zu zahlen ist,

ist bis heute noch nicht endgültig geklärt, wie die schwankende

Verwaltungspraxis und Rechtsprechung zu dieser Frage zeigt°

Hinzu kommt, daß hier die Bindung der Beklagten an ihre Zusage

vor allem deshalb bejaht werden muß, weil es dem Grundsatz von

Treu und Glauben widersprechen würde, wenn die Klägerin in

ihrem Vertrauen in der Wirksamkeit dieser Zusage enttäuscht

würde, d„h„ keine Witwenrentenabfindung erhalten würde, obwohl

_ qg _
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sie mit der Wiederheirat ihren Witwenrentenanspruch

verloren hat° '

Die Kostenentscheidung beruht auf % 495 SGGO
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